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(3) Die Vermögenseinziehung erstreckt sich auf das 
gesamte Vermögen des Täters mit Ausnahme der un­
pfändbaren Gegenstände. Sie kann auf einzelne, im 
Urteil genau zu bestimmende Vermögenswerte be­
schränkt werden. Das eingezogene Vermögen wird 
mit Rechtskraft des Urteils Volkseigentum.

(4) Die Vermögenseinziehung kann vom Gericht 
selbständig angeordnet werden, wenn gegen den Tä­
ter ein Verfahren zwar nicht durchführbar, vom Ge­
setz aber nicht ausgeschlossen ist.

§50
öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung

(1) Die öffentliche Bekanntmachung der rechtskräf­
tigen Verurteilung kann angeordnet werden, wenn 
sie zur Erziehung des Täters, zur erzieherischen Ein­
wirkung auf andere Personen oder zur Aufklärung 
der Bevölkerung und ihrer Mobilisierung zur Be­
kämpfung bestimmter Erscheinungen der Kriminali­
tät notwendig ist.

(2) Die Art und Weise der Bekanntmachung sowie 
die Zeit, innerhalb der sie durchzuführen ist, wird 
im Urteil bestimmt. Das Gericht hat die zur Errei­
chung des Zweckes der Bekanntmachung geeignete 
Form zu wählen. Die öffentliche Bekanntmachung 
kann sich auf die Veröffentlichung der Urteilsformel, 
auf diese und eine Zusammenfassung aus den Urteils­
gründen oder in geeigneten Fällen auf das gesamte 
Urteil erstrecken. Die Zusammenfassung aus den Ur­
teilsgründen darf nur durch das erkennende Gericht 
erfolgen.

§§ 53—55 
(bei §§ 421 ff. StGB West)

6. Abschnitt
§59

Ausweisung
Gegenüber Tätern, die nicht Bürger der Deutschen 

Demokratischen Republik sind, kann anstelle oder zu­
sätzlich zu der im verletzten Gesetz angedrohten 
Strafe auf Ausweisung erkannt werden.

7. Abschnitt
§60

Todesstrafe
(1) Die Todesstrafe wird, soweit sie das Gesetz zu­

läßt, gegen Personen ausgesprochen, die besonders 
schwere Verbrechen begangen haben. Sie ist mit der 
dauernden Aberkennung aller staatsbürgerlichen Rech­
te verbunden und wird durch Erschießen vollstreckt


